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4 2 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
25. August 1987 betreffend den Geltungsbe-
reich des Abkommens über die Internationale

Zivilluftfahrt

Nach Mitteilungen der Regierung der Vereinig-
ten Staaten haben folgende weitere Staaten ihre
Beitrittsurkunden zum Abkommen über die Inter-
nationale Zivilluftfahrt (BGBl. Nr. 97/1949, letzte
Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 315/1983) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde:

St. Vincent und die
Grenadinen 15. November 1983

Tonga 2. November 1984
Vanuatu 17. August 1983

Nachstehende Staaten haben erklärt, sich auch
nach Erlangung der Unabhängigkeit an dieses
Abkommen gebunden zu erachten:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Kontinuitätserklärung:

Brunei 4. Dezember 1984
Komoren 15. Jänner 1985
Salomonen 11. April 1985

Einer weiteren Mitteilung der Regierung der
Vereinigten Staaten zufolge sind die Cookinseln
am 20. August 1986 diesem Abkommen beigetre-
ten.

Vranitzky

422. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
25. August 1987 betreffend den Geltungsbe-
reich des Übereinkommens über die Interna-
tionale Fernmeldesatellitenorganisation
„INTELSAT" und des Betriebsübereinkom-
mens über die Internationale Fernmeldesatelli-

tenorganisation „INTELSAT"

Nach Mitteilungen der Regierung der Vereinig-
ten Staaten haben folgende weitere Staaten ihre
Beitrittsurkunden zum Übereinkommen über die
Internationale Fernmeldesatellitenorganisation
„INTELSAT" (BGBl. Nr. 343/1973, letzte Kund-
machung des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 22/
1983) hinterlegt:
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Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Benin 12. Mai 1987
KapVerde 6. Jänner 1983
Malawi 16. Juli 1984
Togo 5. März 1987
Uruguay 7. Dezember 1982

Die von den genannten Staaten bestimmten
Fernmelde-Rechtsträger haben das Betriebsüber-
einkommen über die Internationale Fernmelde-
satellitenorganisation „INTELSAT" (BGBl.
Nr. 343/1973, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 22/1983) unterzeichnet.

Vranitzky

423. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
25. August 1987 betreffend den Geltungsbe-
reich des Abkommens über strafbare und
bestimmte andere an Bord von Luftfahrzeugen

begangene Handlungen

Nach Mitteilungen des Generalsekretariats der
Internationalen Zivilluftfahrtsorganisation (ICAO)
haben folgende weitere Staaten ihre Beitrittsurkun-
den zum Abkommen über strafbare und bestimmte
andere an Bord von Luftfahrzeugen begangene
Handlungen (BGBl. Nr. 247/1974, letzte Kund-
machung des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 320/
1983) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Brunei 23. Mai 1986
Jemen 26. September 1986

Vranitzky

424. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
25. August 1987 betreffend den Geltungsbe-
reich des Übereinkommens über die Vermin-
derung der Fälle mehrfacher Staatsangehörig-
keit und über die Militärdienstpflicht in Fällen

mehrfacher Staatsangehörigkeit

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarates haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Annahmeurkunden zum Über-
einkommen über die Verminderung der Fälle mehr-
facher Staatsangehörigkeit und über die Militär-
dienstpflicht in Fällen mehrfacher Staatsangehörig-
keit (BGBl. Nr. 471/1975) hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung
der Ratifikations- bzw.

Annahmeurkunde:

Niederlande
(für das Königreich in
Eurpoa und die Nie-
derländischen Antillen) 9. Mai 1985

Spanien 16. Juli 1987

Spanien hat anläßlich der Hinterlegung der Rati-
fikationsurkunde erklärt, daß die Bestimmungen
des Kapitels I auf Spanien keine Anwendung fin-
den.

Italien hat den anläßlich der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde gemäß Zahl 4 der Anlage er-
klärten Vorbehalt am 16. Dezember 1985 zurück-
genommen.

Vranitzky

425. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
25. August 1987 betreffend den Geltungsbe-
reich des Protokolls über eine Abänderung des
Abkommens über die Internationale Zivilluft-

fahrt

Nach Mitteilungen des Generalsekretariats der
Internationalen Zivilluftfahrtsorganisation (ICAO)
haben folgende weitere Staaten ihre Ratifikations-
urkunden zum Protokoll über eine Abänderung des
Abkommens über die Internationale Zivilluftfahrt
(BGBl. Nr. 176/1976, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 322/1983) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde:

Argentinien 10. Juni 1986
Barbados 23. November 1984

Vranitzky

426. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
25. August 1987 betreffend den Geltungsbe-
reich des Protokolls über eine Änderung des
Art. 50 (a) des Abkommens über die Interna-

tionale Zivilluftfahrt

Nach Mitteilung des Generalsekretariats der
Internationalen Zivilluftfahrtsorganisation (ICAO)
hat Saudi-Arabien am 12. Dezember 1983 seine
Ratifikationsurkunde zum Protokoll über eine
Änderung des Art. 50 (a) des Abkommens über die
Internationale Zivilluftfahrt (BGBl. Nr. 194/1980,
letzte Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 324/1983) hinterlegt.

Vranitzky
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427.

(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr der
Bundesrepublik Deutschland und dem Bundes-
minister Für öffentliche Wirtschaft und Ver-
kehr der Republik Österreich nach Rn. 2010
des ADR über die Beförderung von Dimyri-
stylperoxydicarbonat, technisch rein, als Stoff

der Klasse 5.2, Gruppe E

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2550 und 2551 der Anlage A des ADR darf
Dimyristylperoxydicarbonat, technisch rein, als
Stoff der Klasse 5.2, Gruppe E, im internationalen
Straßenverkehr unter folgenden Bedingungen
befördert werden:

1. Der Stoff muß verpackt sein in
— Kombinationsverpackungen (Kunststoff)

der Kodierung 6 HC, 6 HDl, 6 HG1 und
6 HG2 gem. Rn. 3537 oder

— zusammengesetzten Verpackungen gem.
Rn. 3538 mit Gefäßen oder Säcken aus
Kunststoff als Innenverpackung sowie
Kisten oder Fässer der Kodierung 4C, 4D,
4F, 4G oder 1D, 1G als Außenverpackung.

Die Verpackungen müssen einer Baumuster-
prüfung nach den Bedingungen für die Verpak-
kungsgruppe II bei einer behördlich anerkann-
ten Prüfanstalt/Prüfstelle gemäß den Vor-
schriften des Anhangs A.5 zur Anlage A des
ADR mit Erfolg unterzogen worden und zuge-
lassen sein.

2. Ein Versandstück mit diesem Stoff darf nicht
mehr als 50 kg enthalten.

3. Für das Zusammenpacken gelten die Vorschrif-
ten der Rn. 2562 des ADR entsprechend.

4. Für die Kennzeichnung gelten die Vorschriften
der Rn. 2563, Absatz 1, Satz 1.

5. Die Vorschriften der Anlage B des ADR gelten
für das organische Peroxid entsprechend,
soweit nachfolgend nicht Besonderheiten fest-
gelegt sind.

6. Die Vorschriften der Rn. 10 321 sind anzuwen-
den, wenn die Menge die Gewichtsgrenze von
4000 kg Bruttomasse überschreitet.

7. Der Stoff ist so zu versenden, daß eine Umge-
bungstemperatur von +20°C (Höchsttempe-
ratur) nicht überschritten wird.

8. Wenn die zu befördernde Menge 5000 kg
übersteigt, muß sie in zwei Teile aufgeteilt wer-
den, von denen jede höchstens 5000 kg betra-
gen darf. Zwischen den beiden Teilen ist ein
Abstand von mindestens 0,25 m zur Kühlung
vorgeschrieben. Zur Einhaltung dieses Abstan-
des ist die Verwendung von Holz gestattet.
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9. Die Bezeichnung im Beförderungspapier muß
gleich lauten wie die angegebene Stoffbezeich-
nung; sie ist rot zu unterstreichen und durch
die Angabe „5.2, ADR" zu ergänzen. Außer-
dem hat der Absender im Beförderungspapier
zu vermerken: „Beförderung vereinbart nach
Rn. 2010 des ADR".

(2) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich bis auf Widerruf durch eine der Ver-
tragsparteien.

Wien, den 10. Juli 1987

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Berger

Bonn, den 18. Februar 1987

Die für das ADR zuständige Behörde der Bundes-
republik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:
Im Auftrag
Bredemeier

Diese Vereinbarung ersetzt die Vereinbarung BGBl. Nr. 409/1978.

Vranitzky

428.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anlagen wird genehmigt.

A b k o m m e n

zwischen der Regierung der Republik Öster-
reich und der Regierung der Deutschen
Demokratischen Republik über die gebühren-
freie Erteilung von Sichtvermerken bezie-
hungsweise Visa für Reisen zur Erfüllung wirt-
schaftlicher, wissenschaftlicher, kultureller

oder sportlicher Aufgaben

Die Republik Österreich

und

die Deutsche Demokratische Republik

sind, geleitet von dem Wunsch, den Reiseverkehr
zwischen beiden Staaten weiter zu erleichtern,
übereingekommen, ein Abkommen über die gebüh-
renfreie Erteilung von Sichtvermerken beziehungs-
weise Ein- und Ausreisevisa für Reisen von Staats-
bürgern beider Staaten zur Erfüllung wirtschaftli-

cher, wissenschaftlicher, kultureller oder sportli-
cher Aufgaben zu schließen.

Artikel 1

(1) Staatsbürger der Deutschen Demokratischen
Republik, die Inhaber eines gültigen gewöhnlichen
Reisepasses sind und zur Erfüllung wirtschaftlicher,
wissenschaftlicher, kultureller oder sportlicher Auf-
gaben in das Hoheitsgebiet der Republik Öster-
reich einreisen wollen, erhalten den öster-
reichischen Sichtvermerk mit der zur Erfüllung
ihrer Aufgaben erforderlichen Gültigkeitsdauer
gebührenfrei, wenn die diplomatische Mission oder
eine konsularische Vertretung der Republik Öster-
reich in der Deutschen Demokratischen Republik
vom Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
der Deutschen Demokratischen Republik darum
ersucht wird oder eine andere nach der Rechtsord-
nung der Deutschen Demokratischen Republik zur
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Visaeinholung beauftragte Institution, die in der
Anlage A angeführt wird, bestätigt, daß es sich bei
dem gestellten Antrag um einen Antrag im Sinne
dieses Abkommens handelt.

(2) Jede Änderung der in Absatz 1 genannten
Anlage A erfolgt durch Notenwechsel.

Artikel 2
(1) Österreichische Staatsbürger, die Inhaber

eines gültigen gewöhnlichen Reisepasses sind und
zur Erfüllung wirtschaftlicher, wissenschaftlicher,
kultureller oder sportlicher Aufgaben in das
Hoheitsgebiet der Deutschen Demokratischen
Republik einreisen wollen, erhalten das entspre-
chende Visum der Deutschen Demokratischen
Republik mit der zur Erfüllung ihrer Aufgaben
erforderlichen Gültigkeitsdauer gebührenfrei, wenn
die diplomatische Mission oder eine konsularische
Vertretung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik in der Republik Österreich vom Bundesmini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten der Repu-
blik Österreich darum ersucht wird oder wenn eine
offizielle Einladung der zuständigen Dienststelle
oder Organisation der Deutschen Demokratischen
Republik oder ein Berechtigungsschein des Mini-
steriums des Innern der Deutschen Demokrati-
schen Republik zum Empfang eines gebührenfreien
Visums vorliegt oder wenn eine der in der Anlage B
zu diesem Abkommen genannten Stellen bestätigt,
daß es sich bei dem gestellten Antrag um einen
Antrag im Sinne dieses Abkommens handelt.

(2) Jede Änderung der in Absatz 1 genannten
Anlage B erfolgt durch Notenwechsel.

Artikel 3
(1) Wenn für Staatsbürger eines Vertragsstaates

zur Erfüllung der in diesem Abkommen vorgesehe-
nen Aufgaben die mehrmalige Ein- und Ausreise in
das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates
erforderlich ist, werden auf Ersuchen Sichtver-
merke beziehungsweise Visa gemäß diesem
Abkommen für die mehrmalige Einreise bezie-
hungsweise für die mehrmalige Ein- und Ausreise
erteilt.

(2) Sichtvermerke beziehungsweise Visa gemäß
diesem Abkommen werden für die Ausübung einer
Tätigkeit, für die im sichtvermerkserteilenden
beziehungsweise visaerteilenden Vertragsstaat eine
entsprechende Bewilligung erforderlich ist, nur bei
Vorliegen einer solchen Bewilligung erteilt.

Artikel 4
(1) Die zuständigen innerstaatlichen Behörden

der Republik Österreich werden erforderlichenfalls
im Rahmen dieses Abkommens ohne Gebühren
und Abgaben weitere Sichtvermerke erteilen. Die
Gebührenfreiheit gilt auch für Anträge zur Erlan-
gung von Sichtvermerken.

(2) Die zuständigen innerstaatlichen Organe der
Deutschen Demokratischen Republik werden
erforderlichenfalls im Rahmen dieses Abkommens
ohne Gebühren weitere Ein- und Ausreisevisa ertei-
len beziehungsweise erteilte Ein- und Ausreisevisa
verlängern.

Artikel 5

(1) Dieses Abkommen tritt mit dem ersten Tag
des dritten Monats nach dem Monat in Kraft, in
dem die Vertragsstaaten einander schriftlich auf
diplomatischem Wege mitgeteilt haben, daß die
jeweiligen innerstaatlichen Voraussetzungen für
das Inkrafttreten gegeben sind.

(2) Das Abkommen wird auf unbestimmte Zeit
abgeschlossen. Es tritt drei Monate nach dem Zeit-
punkt außer Kraft, an dem einer der Vertragsstaa-
ten dem anderen schriftlich auf diplomatischem
Wege die Kündigung des Abkommens mitgeteilt
hat.

(3) Das Außerkrafttreten dieses Abkommens läßt
die Gültigkeit bereits erteilter Sichtvermerke bezie-
hungsweise Ein- und Ausreisevisa unberührt.

Geschehen in Berlin, am 4. November 1985, in
zwei Urschriften.

Für die Regierung der Republik Österreich:

Leopold Gratz m. p.

Für die Regierung der Deutschen Demokratischen
Republik:

Oskar Fischer m. p.

Anlage A

Zu Artikel 1:
a) Abteilung Auslandsdienstreisen beim Mini-

sterrat der Deutschen Demokratischen Repu-
blik,

b) Generaldirektion des Reisebüros der Deut-
schen Demokratischen Republik,

c) Deutscher Turn- und Sportbund der Deut-
schen Demokratischen Republik.

Anlage B

Zu Artikel 2:
a) Die zuständigen österreichischen gesetzli-

chen beruflichen Interessenvertretungen bei
Reisen zur Erfüllung wirtschaftlicher Aufga-
ben,

b) das zuständige österreichische Bundesmini-
sterium beziehungsweise Amt der Landesre-
gierung bei Reisen zur Erfüllung wissen-
schaftlicher, kultureller oder sportlicher Auf-
gaben.

Die Mitteilungen gemäß Art. 5 Abs. 1 des Abkommens wurden am 9. Dezember 1985 bzw. am
17. Juli 1987 abgegeben; das Abkommen tritt daher mit 1. Oktober 1987 in Kraft.

Vranitzky
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